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Ausfüllhinweise und Empfehlungen zum Verfassen von Mitteilungen nach 

§4 Abs. 3 TierSchG an der Eberhard Karls Universität Tübingen 

(Töten von Wirbeltieren, ausschließlich um ihre Organe oder Gewebe zu wissenschaftlichen 

Zwecken zu verwenden) 

 

Die Tötung von Tieren ohne Vorbehandlung bzw. ausschließlich um ihre Organe und 

Gewebe zu wissenschaftlichen Zwecken zu verwenden, ist gegenüber der Behörde nicht 

anzeige- oder genehmigungspflichtig. Sie erfolgt allein in Abstimmung mit dem 

Tierschutzbeauftragten der Einrichtung, der in einem angemessenen Zeitraum vor Beginn des 

Projektes zu informieren ist (möglichst 14 Tage vor beabsichtigtem Beginn). Anhand der 

Angaben muss der Tierschutzbeauftragte (TSchB) die Unerlässlichkeit der Tötung 

nachvollziehen können. Die Weiterleitung an die zuständige Behörde erfolgt normalerweise 

automatisch, ist aber freiwillig. Der Experimentator sollte den TSchB darauf hinweisen, wenn 

er aus besonderen Gründen, die Weiterleitung an die Behörde nicht wünscht. Die zuständige 

Behörde muss in jedem Fall nach Ablauf des Kalenderjahres im Rahmen der jährlichen 

Versuchstiermeldung über das Projekt (Tierzahl) informiert werden. Außerdem müsste der 

Experimentator die Aufsichtsbehörde bei Begehung der Tierhaltung über das Projekt 

informieren. Die übliche Praxis ist daher die sofortige Weiterleitung an die zuständige Behörde, 

was gegebenenfalls auch die Experimentatoren vor ungerechtfertigten Vorwürfen („macht 

ungenehmigte Tierversuche“) seitens Dritter schützt. 

Sollten Sie beim Ausfüllen einzelner Abschnitte Schwierigkeiten haben, vermerken Sie dies 

bitte farblich markiert. Bitte lassen Sie keine Textpassagen aus früheren Mitteilungen als 

Platzhalter stehen. Sie können in leere Textfelder auch einen kurzen Vermerk schreiben, dass 

Sie hier den Rat des TSchB brauchen. Bei einer gemeinsamen Besprechung eines ersten 

Entwurfs der Mitteilung werden wir Ihnen gerne helfen. 

 

Allgemeines: 

Zweck einer Mitteilung nach §4 Abs. 3 des TierSchG ist es, das Töten der Tiere gegenüber dem 

Nutzen für die wissenschaftliche Fragestellung abzuwägen.   

Der wissenschaftliche Zweck des Projekts sollte in möglichst präzisen Worten beschrieben 

werden, ohne Ihr spezielles Fachwissen vorauszusetzen, jedoch das einer normalen bio- 

medizinischen akademischen Ausbildung. Es muss aus dem Text hervorgehen, dass alternative 

Verfahren, bei welchen keine Tiere getötet werden müssen nicht in Frage kommen oder bereits 

ausgeschöpft wurden und erklärt werden, warum diese Fragestellung nur an tierischen Zellen 

oder Organen beantwortet werden kann.   

Die Mitteilung wird, wenn nicht anders gewünscht, bei der zuständigen Behörde eingereicht.  

Es ist hilfreich, die fertige Mitteilung vor der Vorlage beim Tierschutzbeauftragten von 

jemandem durchlesen zu lassen, der mit der konkreten Fragestellung nicht vertraut sein muss, 

aber gegebenenfalls Schreibfehler korrigiert und inhaltlich schwer verständliche Textpassagen 

erkennt.  

Zunächst soll das allgemeine Problem beschrieben werden und danach erklärt werden, wie die 

geplanten Versuche zur Klärung beitragen können. Spezifische Details, wie sie in 
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wissenschaftlichen Arbeiten oder in Anträgen für Forschungsmittel üblich sind, können unter 

Umständen für fachfremde Leser zu Verständnisproblemen führen. Die Verwendung von 

fertigen Textblöcken aus DFG- oder vergleichbaren Anträgen ist in der Regel nicht sinnvoll. 

 

Folgendes bitten wir beim Verfassen der Mitteilung zu beachten: 

Zu Punkt 1.2 

Die Bezeichnung des Vorhabens sollte ein kurzer und prägnanter Titel sein und, wenn möglich, 

einen Hinweis auf den Zweck, die Tierart und ggf. die Tierlinie geben. 

 
Zu Punkt 1.3 

Nach §4 Abs. 3 Satz 1 i.V. mit §7a Abs. 2 Nummer 1 (TschG) ist auch bei der Tötung von 

Tieren, ausschließlich um ihre Organe oder Gewebe zu wissenschaftlichen Zwecken zu 

verwenden, die Unerlässlichkeit des Vorhabens unter Zugrundelegung des jeweiligen Standes 

der Erkenntnisse wissenschaftlich begründet darzulegen. Das heißt:  

(1)  der Zweck sollte beschrieben werden,  

(2)  seine Unerlässlichkeit in Bezug auf den zu erwartenden Erkenntnisgewinn sollte 

wissenschaftlich begründet dargelegt werden (bitte Referenzen hinzufügen, die der 

Mitteilung aber nicht beigefügt werden müssen) 

(3)  die Unerlässlichkeit des Vorhabens in Bezug auf den Einsatz von „tierfreien“ Methoden 

(z.B. Nutzung bereits bestehender, permanenter Zelllinien oder die Nutzung von Organen 

von Schlachttieren) sollte dargelegt werden, wobei auch hier der jeweilige Stand der 

wissenschaftlichen Erkenntnis zugrunde zu legen ist. 

 

Zu Punkt 1.4 

Wirbeltiere und Kopffüßer, deren Organe und Gewebe allein dazu bestimmt sind, zu 

wissenschaftlichen Zwecken verwendet zu werden, dürfen gemäß §2 Absatz 1 TierSchVersV 

nur unter Betäubung oder sonst nur unter größtmöglicher Vermeidung von Schmerzen oder 

Leiden getötet werden. Dementsprechend sollte das Tötungs- und ggf. Betäubungsverfahren 

beschrieben werden. Zu beachten ist, dass nur Verfahren der Anlage 2 der TierSchVersV 

angewendet werden können (im Anhang), wobei das Verfahren zu wählen ist, dass für das Tier 

die geringste Belastung bedeutet und mit dem Versuchszweck vereinbar ist (§2 Absatz 2 Satz 

1 TierSchVersV). In der Anlage 2 nicht aufgeführte Methoden dürfen oder müssen angewendet 

werden, wenn die Tiere empfindungs- und wahrnehmungslos sind (z.B. in Narkose), sie vor 

dem Tod ihre Wahrnehmungs- und Empfindungsfähigkeit nicht wiedererlangen und sofern bis 

zur sicheren Feststellung des Todes eine Kontrolle der Empfindungs- und 

Wahrnehmungslosigkeit erfolgt (§2 Absatz 2 Satz 2 TierSchVersV). Andere Verfahrensweisen 

unterliegen der Anzeige- oder Genehmigungspflicht (§2 Absatz 3 TierSchVersV).  

Das heißt, dass z.B. eine Betäubung (nicht Tötung) des Tieres mit Isofluran oder CO2 und die 

anschließende Tötung mit zervikaler Dislokation nicht in der Anlage 2 der TierSchVersV als 

Tötungsverfahren genannt ist, aber trotzdem durchgeführt werden darf, oder sogar werden 

muss, wenn sie schonender ist als eine in Anlage 2 genannte Methode. In diesem Fall ist jedoch 



 

 

3 TSchB 09.03.2021 

bei der Frage, ob es sich um ein nach Anlage 2 zulässiges Verfahren handelt, „Nein“ 

anzukreuzen und auf den §2 Absatz 2 Satz 2 TierSchVersV zu verweisen. 

Beschreiben Sie die geplanten Tötungsverfahren so, dass klar hervorgeht, welche Belastungen 

dadurch für die Tiere entstehen.   

Wird beispielsweise die Tötung mit CO2 gewählt, sollte dies vorzugsweise durch Einleitung 

des Gases in den „Heimkäfig“ der Tiere geschehen, um die Tiere (das Tier) so wenig wie 

möglich zu beunruhigen. Wenn nur ein Tier aus einer Gruppe getötet werden soll, werden vor 

der Tötung die anderen Tiere aus demselben Käfig in einen frischen Käfig umgesetzt und das 

zu tötende Tier verbleibt in der ihm vertrauten Umgebung. Dabei ist für Mäuse und Ratten vor 

allem der gewohnte Geruch der von ihnen genutzten Einstreu wichtig. Auch sollte das CO2 so 

zügig wie möglich, aber so langsam, dass die Tiere nicht durch Zischgeräusche und Luft- und 

Einstreuverwirbelungen beunruhigt werden, eingeleitet werden. Eine zu langsame Zuführung 

von CO2 ist ebenfalls zu vermeiden, da die Tiere vor Eintritt der Bewusstlosigkeit unnötig lange 

einem prickelnden oder stechenden Gefühl auf den Nasen- und Mundschleimhäuten und dem 

später einsetzenden Gefühl der Atemnot ausgesetzt werden würden. 

 

 

Zu Punkt 1.5 

Hier ist neben Tierart, Genotyp, Alter und Geschlecht auch auf eine mögliche genotypbedingte 

Belastung der Tiere einzugehen, da die Zucht dieser Tiere ggf. der Anzeige- oder 

Genehmigungspflicht unterliegt (§7 Absatz 2 Nummer 3 TierSchG). Bei genetisch veränderten 

Tieren muss die Mitteilung von einer aktuellen Abschlussbeurteilung des zu verwendenten 

Tierstamms bzw. –Sublinie begleitet werden. Die Bezeichnung des Stamms / der -Sublinie nach 

der internationalen Nomenklatur ist in beiden Fällen vorzunehmen. 

 

Zu Punkt 1.6 

Der Begründung der Tierzahl sollte der in 1.3 beschriebene Zweck zugrunde gelegt werden. 

Tierzahlen pro Zeiteinheit können nicht als Begründung dienen. In der Praxis begründet sich 

die benötigte Tierzahl z.B. in der Menge an Zellen, die aus einem Tier gewonnen werden kann, 

oder in den Methoden, die für die Verfolgung des Zwecks (zum Erreichen eines bestimmten 

Ziels) verwendet werden.  

Eine tabellarische Darstellung ist oft sehr hilfreich, v.a. wenn es sich um mehrere Gruppen 

und/oder Methoden handelt. 

 

Zu Punkt 1.7 

Neben den in §4 Absatz 3 Satz 2 genannten Einschränkungen zu Hunden, Katzen und Primaten 

ist darauf zu achten, dass der Bezug einer neuen Maus-/Rattenlinie, sofern sie hier 

weitergezüchtet werden soll, von einer Abschlussbeurteilung begleitet wird, da die Zucht 

belasteter Linien der Anzeige- oder Genehmigungspflicht unterliegt (§7 Absatz 2 Nummer 3 

TierSchG).  

 

Zu Punkt 1.8  

Hier geben Sie bitte neben dem Ort der Tierhaltung auch den Ort der Tötung an, z.B. 

Raumnummer des Labors. 
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Zu Punkt 1.9  

Es wird darum gebeten, ein Beginndatum mind. 14 Tage nach Eingang der Mitteilung beim 

Tierschutzbeauftragten zu wählen, um eine korrekte Durchsicht durch den 

Tierschutzbeauftragten und ggf. Rücksprache mit dem Mitteilenden zu gewährleisten.  

Die Dauer des Vorhabens sollte sich daran orientieren, wie viel Zeit benötigt wird, um die 

Untersuchungen durchzuführen, die dem unter 1.3 beschriebenen Zweck dienen, sollte aber 

nicht mehr als drei Jahre in Anspruch nehmen. Gegebenenfalls kann, wiederum in Abstimmung 

mit dem Tierschutzbeauftragten, eine Verlängerung erfolgen. Das Schreiben muss vor Ablauf 

der drei Jahre beim Tierschutzbeauftragten eingehen und sollte neben der Erläuterung, warum 

die veranschlagte Zeit nicht ausgereicht hat, auch auf die bisher verbrauchte und die verabredete 

Tierzahl eingehen. 

 

 

Zu Punkt 2. 

Ein Wirbeltier töten darf nur, wer die dazu notwendigen Kenntnisse und Fähigkeiten hat (§4 

Absatz 1 TierSchG). Gemäß §2 Absatz 1 und §3 Absatz 1 Nummer 2 TierSchVersV müssen 

die mit dem Töten der Tiere betrauten Personen über die Kenntnisse und Fähigkeiten der 

Anlage 1 Abschnitt 2 TierSchVersV verfügen (im Anhang).  

Als Nachweis gilt u.a. ein erfolgreich absolvierter tierexperimenteller Kurs, der die Lehrinhalte 

der Anlage 1, Abschnitt 2 der TierSchVersV beinhaltet, in Verbindung mit Erfahrung für die 

angestrebte Tötungsmethode bezogen auf die jeweilige/n Tierart/en. Diese Erfahrung kann z.B. 

in Form einer Aufzählung vorausgegangener Mitteilungen, Anzeigen oder 

genehmigungspflichtiger Tierversuche, bei denen die Person als die Tötung durchführender 

Mitarbeiter genannt war, belegt werden.  

Alle anderen Wissenschaftler und Mitarbeiter können ggf. den Nachweis über die Kenntnisse 

und Fähigkeiten der Anlage 1 Abschnitt 2 TierSchVersV für einzelne Tierkategorien und 

Betäubungs- und Tötungsmethoden erwerben. Zu diesem Zweck können die Kenntnisse auch 

andernorts erlernt worden sein und kann die Erfahrung z.B. in Form von zunächst assistierender 

Tätigkeit erworben werden. Im Anschluss kann durch ein Gespräch mit dem 

Tierschutzbeauftragten, ggf. inklusive der praktischen Demonstration der Tötung im Rahmen 

eines laufenden Projektes, der Nachweis der Kenntnisse und Fähigkeiten erbracht werden.  

Im Punkt 2.3.1 sollten nur Eingriffe an lebenden Tieren angegeben werden, die mit der Tötung 

in direktem Zusammenhang stehen, z.B. Betäubung, und die Tötung selbst. Andere Tätigkeiten 

(z.B. Zucht, Organentnahmen) sollten nicht angegeben werden. 
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Abschließend: 

Unter der Voraussetzung, dass von Seiten des/der Mitteilenden keine Einwände bestehen, 

werden auch Mitteilungen nach §4 Abs. 3 TierSchG zu Informationszwecken an die 

zuständige Behörde weitergeleitet. Daher sind nach Abstimmung der Mitteilung mit dem 

Tierschutzbeauftragten folgende Unterlagen einzureichen:  

 

1  komplettes Mitteilungsformular 
1x in Papierform mit Original-Unterschrift 

 

1  Kopie des kompletten Mitteilungsformulars  
 

Bei genetisch-veränderten Linien zusätzlich: 
1  Abschlussbeurteilung genetisch veränderter Zuchtlinien  

ohne Belastung 
1x in Papierform  

Die Zucht belasteter Linien erfordert nach derzeitiger Auslegung des 

TschG durch die zuständigen Behörden einen genehmigungs-

pflichtigen Tierversuchsantrag und wird in der Regel nicht im 

Rahmen einer §4 Mitteilung behördlich akzeptiert. 

 

Anlagen: 

A. Tötungsverfahren der Anlage 2 i.V.m. §2 (2) TierSchVersV  

B. Anlage 1 Abschnitt 2 TierSchVersV: Kenntnisse und Fähigkeiten, die für das Töten von 

Tieren erforderlich sind 

C. Formblatt zum „Nachweis der Kenntnisse und Fähigkeiten für das Töten von Tieren“ 

des Tierschutzbeauftragten der Eberhard Karls Universität und des 

Universitätsklinikums Tübingen; zum download auf der Seite der Einrichtung für 

Tierschutz, Tierärztlichen Dienst und Labortierkunde unter: 

http://www.med.uni-

tuebingen.de/tierschutz/Sachkunde_P4_Toten_von_Tieren_03_02_2014.docm 

 

 

 

 

Für Anregungen und Verbesserungsvorschläge zu dieser Empfehlung sind wir sehr dankbar. 

Bitte wenden Sie sich an das Sekretariat der Einrichtung für Tierschutz, Tierärztl. Dienst und 

Labortierkunde: Tel 07071-29-80125 oder E-Mail mailto:sekretariat.tschb@med.uni-

tuebingen.de  

http://www.med.uni-tuebingen.de/tierschutz/Sachkunde_P4_Toten_von_Tieren_03_02_2014.docm
http://www.med.uni-tuebingen.de/tierschutz/Sachkunde_P4_Toten_von_Tieren_03_02_2014.docm
mailto:sekretariat.tschb@med.uni-tuebingen.de
mailto:sekretariat.tschb@med.uni-tuebingen.de
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A. Tötungsverfahren der Anlage 2 i.V.m. §2 (2) TierSchVersV  
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B. Anlage 1 Abschnitt 2 TierSchVersV  
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C. 

 


